
Die wichtigsten Köpfe

Allewarten auf den
Landwirt ausAzmoos
DiePersonalsituationderSt.Gal-
ler FDP ist zwiespältig.MitKarin
Keller-Sutter verfügt die Partei
zwar über eine nationale Leit-
figur. Davon abgesehen ist das
Kandidatenfelddurchschnittlich.
Zum einen ist daMarcel Dobler,
erfolgreicherUnternehmer, poli-
tisch aber noch kein Schwerge-
wicht. Zum anderen Urgestein
Walter Müller: Der Azmooser
Landwirt sitzt seit 15 Jahren im
Nationalrat. ImApril ist er 70ge-
worden, doch von Plänen für
einen vorzeitigen Rücktritt liess
er bis jetzt nichts vernehmen.
Mittlerweile weiss nicht einmal
mehr seine eigene Partei, ob sie
das gut oder schlecht finden soll.
Denn träte Müller vorzeitig zu-
rück, käme Kantonsrat Walter
Locher zum Zug. Locher, mit
Jahrgang 1955 ebenfalls keine
Nachwuchshoffnungmehr,wür-
de dem St.Galler Freisinn kaum
zu einem frischeren Image ver-
helfen. Als bestens vernetzter
Strippenzieher dürfte er sich auf
den nationalen Parkett rasch zu-
rechtfindenunddamit 2019aller
Voraussicht nach bestätigt wer-
den. Das würde der Partei die
Chanceverbauen, jüngereKräfte
zu portieren – zum Beispiel Su-
sanneVincenz-Stauffacher, Jahr-
gang 1967 und seit wenigenWo-
chen Kantonsrätin. Stauffacher
hat eine innerparteilichOchsen-
tourhinter sich, inderÖffentlich-
keit ist sie bis jetzt aberwenigbe-
kannt. InteresseaneinemBerner
Mandat habendürften auch Jens

Jäger, umtriebigerKantonsrat aus
Vilters, oder Isabel Schorer,Kan-
tonsrätin und ehemalige St.Gal-
ler Standortförderin. Aber was
auch immer der St.Galler Frei-

sinn vorhat: Wird Keller-Sutter
Bundesrätin, wird es für die Par-
tei mit diesem Personal enorm
schwierig, den Ständeratssitz zu
halten.

DerFreisinnhatwenig Spielraum
Parteien-Check Die FDPmuss sich auf ein heiklesWahljahr gefasstmachen. ImNationalrat steht die Partei vor

schwierigen personellen Fragen, im Ständerat droht der Sitzverlust. VonAndri RostetterundKatharina Brenner.

Nachgefragt

«UnserZiel sinddrei Sitze
imNationalrat»
Raphael Frei, wie will die
St.Galler FDP ihren Stände-
ratssitz halten, sollte Karin
Keller-Sutter Bundesrätin
werden? CVP und SVP wer-
den um den Sitz kämpfen.
Die St.Galler FDP ist personell
gut aufgestellt. Wir stellen ein
Drittel aller Gemeindepräsiden-
ten im Kanton. Wir wollen den
Ständeratssitz auf jeden Fall
halten.

Das dürfte schwierig werden.
Wen würden Sie dafür ins
Rennen schicken?
Es ist nochzu früh, umNamenzu
nennen. Wir müssen erst noch
eine Auslegeordnung machen
und ichmuss als Präsident über-
legen,wo ichmöglicheKandida-
ten sehe.

Die St.Galler FDP hält mo-
mentan zwei Sitze im Natio-
nalrat. Was ist Ihr Ziel für die
Wahlen 2019?
Ganz klar wollen wir die zwei
Sitze im Nationalrat halten und
sogarnocheinendazugewinnen.
Unser Ziel sind drei Sitze.

Mit welchen Kandidaten
wollen Sie das erreichen?
Es ist nochzu früh, umNamenzu
nennen, aber wir sind sehr gut
aufgestellt.

Haben Sie selbst Ambitionen?
Auch dazu kann ich momentan
noch keine Stellung nehmen.

Werden Sie versuchen, mit
Ihren Kandidaten der St.Gal-
ler FDP zu einem jüngeren
Image zu verhelfen?
Mit Walter Müller haben wir
einen Nationalrat mit einem
höheren Alter. Marcel Dobler
hingegen ist erst 38. Die jüngere
Generation ist auf dem Vor-

marsch.Wir habeneine guteMi-
schung aus sehr erfahrenen und
dynamischen jungen Leuten.
Undwir tretenmit einer eigenen
Frauenliste an.

Warum?
Unsere FDP-Frauen haben sich
für diese Liste entschieden, um
ihreLeistunghervorzuheben. Ich
alsPräsidentunterstützedasaus-
drücklich. Alle reden immer von
Frauenförderung. Die St.Galler
FDP zeigt, dass sie das ernst
nimmt.

Auf welche Themen wird die
St.Galler FDP im Wahljahr
setzen?
Wir haben jetzt ein Jahr lang
unserPositionspapier überarbei-
tet.UnserwichtigstesThema ist,
dass der Kanton St.Gallen wett-
bewerbsfähig ist – bei Arbeits-
plätzen, bei Wohnplätzen, auch
bei Heimatfragen. St.Gallen soll
ein fortschrittlicherKanton sein.
Zudemmöchtenwir der Bildung
mehr Gewicht geben, da sie eng
mit der Wettbewerbsfähigkeit
verknüpft ist.
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Themen und Positionen

DieDigitalisierungnutzen,
die Staatsquote senken
StaatundVerwaltung
Ein liberalesKernanliegen ist ein
«schlanker, aber leistungsfähiger
Staat».DieSt.GallerFDPwill die
Staatsquote senkenunddieAuto-
nomie der Gemeinden stärken.
«Ein starker Kanton St.Gallen
setzt gesunde Gemeinden vor-
aus», heisst es im Entwurf der
Parteileitung zum neuen Posi-
tionspapier, das die FDP in die-
sen Tagen verabschiedet. Ge-
meindefusionen seien zu för-
dern, heisst es darin.

Digitalisierung
DieFDPschreibt sichDigitalisie-
rung auf die Fahne und möchte
derenChancen«konsequentnut-
zen» – sei es beimAusbau des E-
Government und der Telearbeit
oder bei der erleichterten Fir-
mengründung. Schrittweise will
die FDPdas E-Voting einführen.

SteuernundFinanzen
«St.Gallen gehört bezüglich der
steuerlichenAttraktivität für na-

türlicheund juristischePersonen
ins vordere Viertel.» Die FDP
will St.Gallen vomNehmer- zum
Geberkanton machen. Die
«überdurchschnittliche Steige-
rung der Ausgaben bei den
Staatsbeiträgen» müsse redu-
ziert werden. Dazu gehöre auch
der Verzicht auf Leistungen.

Bildung
Die FDP will Bildung mehr in
denFokus rücken. «Leistungsni-
vellierung und Orientierung am
Mittelmass» seien zuvermeiden,
die Maturitätsquote keine poli-
tisch festzusetzendeGrösse.Die
Partei will den dualen Bildungs-
wegunddie permanenteWeiter-
bildung stärken. Sie fordert zu-
dem eine hohe Autonomie der
Schulträger und setzt auf die El-
tern: Erziehung und frühe Bil-
dung seien deren Sache.

WirtschaftundArbeit
Die Ostschweiz soll sich als «in-
novativer und starker Wirt-
schaftsstandort der Schweizwei-

terentwickeln und gestärkt wer-
den». Die Standortattraktivität
müsse mit massiven Steuersen-
kungen, attraktivemWohn- und
Gewerberaum, grosszügigenLa-
denöffnungszeiten, hervorragen-
den Verkehrsanbindungen und
hochkompetitivem Bildungssys-
tem erhöht werden.

Gesundheit
Beim Thema Gesundheit fokus-
siert sich die FDP auf die wirt-
schaftlichen Aspekte der Spital-
frage: «Die Spitäler und weitere
Gesundheitsversorger haben
grundsätzlichnachunternehme-
rischenGesichtspunkten zuhan-
deln.» Standortfragen seien kei-
ne politischen, «sondern rein
unternehmerischeFragen,die al-
leinederVerwaltungsrat der Spi-
talverbunde zu beantworten
hat». Dieser sei auf fünf Perso-
nen zu reduzieren.

Analyse

Durststrecke überwunden –
aber imStänderat drohtGefahr
Dem St.Galler Freisinn ging es
schonschlechter.Nacheineracht
Jahre dauernden Durststrecke
konntediePartei in dennationa-
lenWahlen2015denzweitenSitz
wieder zurückholen, den sie
2007 an die SVP verloren hatte.
Die aktuellenKräfteverhältnisse
dürftendasErgebnis vondamals
zementieren.Beidenkantonalen
Wahlen 2016 holte der Freisinn
dieCVPein undhat nun imKan-
tonsrat gleich viele Sitze wie die
Christlichdemokraten.Will heis-
sen: Die St.Galler FDP darf im
Herbst 2019 mit zwei Sitzen im
Nationalrat rechnen.

DieKonkurrenz ist
zumErfolgverdammt

AuchmitBlickaufdiebürgerliche
KonkurrenzkannsichderSt.Gal-
ler Freisinn zurücklehnen. Die
SVP ist zumErfolgverdammt,da-
mit sie ihren fünften Sitz halten
kann.Die Volkspartei egalisierte
bei denNationalratswahlen2015
dasErgebnisvon2007,miteinem
Wähleranteil von 35,8 Prozent
das beste Resultat ihrer Ge-
schichte imKanton.Dagegenbe-
findet sich die St.Galler CVP seit
langem im Sinkflug. Wenn es
ganz schlecht läuft, könnte der
Partei nachdemVerlustdesStän-
deratssitzes auch noch der dritte
Nationalratssitz abhandenkom-
men.Das spielt ebenfallsderFDP
in die Karten. Im Langzeitver-
gleich ist das für die Partei zwar
wenig berauschend. Bis in die
1980er-Jahre schicktedieSt.Gal-

ler FDP vier Nationalräte nach
Bern. Auch in den Jahrzehnten
davor war der Freisinn eine
Macht im Kanton, vier bis fünf
Sitze inderGrossenKammerwa-
ren die Regel, einzig in den
1970er-Jahren erlebte die Partei
einenkurzenRückschlagaufdrei
Sitze. Mittlerweile ist man mit
zwei Sitzen ganz zufrieden.

Weniger gemütlich sieht es
fürderFreisinn imStänderat aus.
Am einfachsten wäre es, wenn
KarinKeller-SutternichtBundes-
rätinwird.Dann ist der freisinni-
ge St.Galler Sitz im Stöckli gesi-
chert. Wird Keller-Sutter in die

Landesregierunggewählt, hatdie
Partei ein Problem. Dann muss
siemit ihrer relativ knappenPer-
sonaldecke einen schwierigen
Wahlkampf führen –allerVoraus-
sicht nach gegen die beiden an-
derenbürgerlichenParteien. SVP
und CVP werden mit ziemlicher
Sicherheit angreifen, wenn die
wichtigste Vertreterin der Partei
im Stöckli den Platz räumt.

Die naheliegende Prognose
lautetdeshalb:DerSt.GallerFrei-
sinnbeginntdienächsteLegisla-
tur mit zwei Nationalräten, aber
ohne Vertretung im Ständerat –
dafür imBundesrat.
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BusinessHouse dockt beiDock an
Sozialfirma Die Stiftung Arbeitslosenprojekte Business House muss Insolvenz anmelden. Doch das Ende ist
ein Neuanfang: Die Stellen und Betriebe werden mit der neuen Firma Pro Business House AG weitergeführt.

Marcel Elsener
marcel.elsener@tagblatt.ch

Die Stiftung Business House, die
älteste sogenannte Sozialfirma
im Kanton St.Gallen, ist auf-
grund bislang ungeklärter Geld-
abflüsse in existenzbedrohliche
Finanznot geraten, wie unsere
Zeitung mehrfach berichtet hat.
Nun wird das Unternehmen von
der St.Galler Dock-Gruppe geret-
tet: Die grösste Firma ihrer Art in
der Schweiz nimmt Business
House unter ihr Dach und stellt
für das Rettungsszenario zum
Neuanfang einen Firmenmantel,
Notfall-Liquidität und ein Pro-
jektteam zur Verfügung.

ImKlartext:DieStiftungBusi-
ness House wird in den nächsten
Tagen Insolvenzanmelden und in
die Auffanggesellschaft Pro Busi-
ness House AG überführt; als
selbstständige Firmasoll sieunter
dem Mantel der Dock Gruppe AG
undderStiftung fürArbeitweiter-
geführt werden. «Wir sind sehr
froh über diese Wendung», sagt
Stiftungsratspräsident Felix Bi-
schofberger, der nach mehreren
Rücktritten in der Geschäftslei-
tung seit einem Jahr auch betrieb-
lich gefordert war. «Wir standen
vor der Alternative aufgeben und
schliessen oder die Firma an den
Meistbietenden verkaufen.» Am
20. Juni habe sich der Stiftungsrat
deshalb in letzter Not an die
Dock-Gruppe gewandt. Dort zö-
gerte man zunächst, wie CEO Da-
niela Merz sagt, liess sich dann
aberaufgrundder«gutenArbeits-
integrationsinhalte» und der
«sehr motivierten Mitarbeiter
und Teilnehmer» für eine «Not-
fallübung» gewinnen.

AlleStellenunddiemeisten
Betriebebleibenerhalten

Die Angebote von Business
House mit 85 Arbeitsplätzen für
Arbeitslose und 185 Arbeitsplät-
zen für Sozialhilfebezüger sind
laut der Dock-Leiterin eine «gute
Ergänzung» für die unternehme-
rischer ausgerichtete Dock-Grup-
pe, die selber nur mit den Sozial-
ämtern zusammenarbeitet und
sich als «verlängerte Werkbank

der Industrie» versteht. Wohl
gehe es um Synergien aus Kos-
tengründen (etwa bei Sitzungs-
zimmern, IT, Sozialversicherun-
gen, Bewilligungen, Mehrwert-
steuer, Qualitätsmanagement),
doch nicht um eine Einverlei-
bung. «Die Dock-Gruppe über-
nimmt Business House nicht,
sondern stellt nur unentgeltlich
ihren bereits vorhandenen leeren
und steuerbefreiten Firmenman-
tel», erklärt Daniela Merz. Sie
spricht von einem «Restart».

Die wichtigste Information
wurde den Mitarbeitern am Frei-
tag mitgeteilt: Die nach mehreren
Kündigungen noch besetzten
33 Stellen bleiben erhalten, das
Ziel sei ein Bestand von 40 Mit-
arbeitern. Und die erzwungenen
Lohnkürzungen um 10 Prozent
werden rückgängig gemacht: Die
umstrittenste Massnahme des
Stiftungsrates, die viel Unruhe
verursachte, sei «nicht die beste
Entscheidung» gewesen, sagt
Daniela Merz. Erhalten bleiben

mit Ausnahme des auslaufenden
Betriebs in Buchs auch sieben der
acht Business-House-Betriebe;
jedoch wird die Geschäftsstelle in
Winkeln merklich verkleinert.

KassenlochundSchulden
bedingen Insolvenz

Der Support für Business House
sei «nach wie vor riesig» und För-
derstiftungen bereit zu helfen, je-
doch nicht angesichts der Ver-
schuldung. Zusammen mit ihrer
Finanzchefin Lia Guntli hat Merz
die «sehr komplexe Kostenrech-
nung» im Auftrag des Stiftungs-
rates analysiert. Aufgrund der
fehlenden Liquidität – rund
700 000 Franken – und der bi-
lanzierten Schulden führe
«nichts an der Insolvenzerklä-
rung vorbei», ist man zum
Schluss gekommen. Mit den noch
vorhandenen Mitteln hoffe man
den grössten Teil der Forderun-
gen punkto Arbeitsverhältnisse
decken zu können, doch «dürften
manche Gläubiger keine Freude

haben». Indem aber die Arbeits-
verhältnisse sofort übernommen
werden, gebe es noch Aktiven für
die anderen Gläubiger.

Die involvierten Partner und
Institutionen, namentlich Auf-
sichts- und Kantonsbehörden,
sind über das Vorgehen laufend
informiert worden. Man habe das
Einverständnis für den Übertrag
in eine neue Firma mit den glei-
chen Leuten gegeben, sagt Volks-
wirtschaftsdirektor Bruno Da-
mann. «Uns interessiert, dass die
Arbeitsplätze und die Beschäfti-
gungsprogramme erhalten blei-
ben. Wir hoffen, dass die best-
mögliche Lösung eine Chance
zum Weiterbestehen eröffnet.»

Klärungsbedarf besteht noch
bei der Stiftungsaufsicht (die
grundsätzlich grünes Licht gab)
und bei der Staatsanwaltschaft,
die ihre Strafuntersuchung gegen
den ehemaligen Geschäftsführer
noch nicht eingestellt hat. Auf die
mögliche Veruntreuung gehen
Bischofberger und Merz nicht nä-

her ein: «Wir wollen keine
schmutzige Wäsche waschen.»
Die stets komplexere Adminis-
tration im Sozialwesen, die zeit-
versetzt unterschiedlichen Bud-
gets und das Führungsvakuum
seit dem Abgang von Gründerin
Hedi Margelisch 2016 hätten es
umso schwieriger gemacht, un-
kontrollierte Mittelabflüsse fest-
zustellen. «Business House war
und ist ein sehr gutes Projekt»,
sagt Daniela Merz. «Viele Leute
haben mit viel Herzblut und Lei-
denschaft viel Gutes bewirkt,
aber vielleicht zu wenig am glei-
chen Strick gezogen. Es erinnert
mich an Dock in den Anfängen.»

Unternehmerischer werden
sollen – so jedenfalls die Absichts-
erklärung – im neuen «House»
nur die administrativen Abläufe,
nicht aber die Inhalte: Die «be-
treuungsintensivere» Ausrich-
tung von Business House, sprich
mehr Begleitung, Förderung und
kreative Freiräume am Arbeits-
platz, soll auch künftig gelten.

Bleibt erhalten, aber mit weniger Bürofläche: Business-House-Betrieb und Geschäftsstelle in St.Gallen-Winkeln. Bild: Michel Canonica

Verhüllte werden
ab Anfang Jahr

angezeigt

Justiz Das vom St.Galler Stimm-
volk beschlossene «Burka-Ver-
bot» tritt am 1. Januar 2019 in
Kraft. Dies hat die Regierung be-
stimmt. Weil die Gesichtsverhül-
lung nicht in jedem Fall strafbar
ist, werden Verhüllte nicht direkt
gebüsst, sondern bei der Staats-
anwaltschaft angezeigt.

Diese muss von Fall zu Fall
abklären, ob eine Gesichtsverhül-
lung die öffentliche Sicherheit
oder den religiösen oder gesell-
schaftlichen Frieden gefährdet.
Dies ist gemäss der neuen kanto-
nalen Strafnorm nämlich Voraus-
setzung für eine Busse. Für die
Polizei sei dies nicht sofort klar
feststellbar, schreibt das Sicher-
heits- und Justizdepartement in
einer Mitteilung. Deshalb werden
Polizisten, die eine verhüllte Per-
son in der Öffentlichkeit antref-
fen, deren Personalien aufneh-
men, den Sachverhalt feststellen
und bei der Staatsanwaltschaft
Anzeige erstatten. Danach wird
in einem ordentlichen Strafver-
fahren beurteilt, ob sich die Per-
son strafbar gemacht hat.

Die St.Galler Stimmberech-
tigten hatten dem Gesichtsver-
hüllungsverbot am 23. September
in einem Referendum zuge-
stimmt. Zwei Drittel der Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger
sagten Ja zur neuen Strafbestim-
mung, die vereinfachend auch
«Burka-Verbot» genannt wird.
St.Gallen ist der zweite Kanton
nach dem Tessin, der ein solches
Verbot einführt. (sda)

Mehr Instrumente
gegen Stalking

Polizei Der Kanton St.Gallen will
die Bevölkerung besser vor Stal-
king und häuslicher Gewalt
schützen: Die Regierung hat hier-
für einen Nachtrag zum Polizei-
gesetz in die Vernehmlassung ge-
schickt. So sollen Interventions-
möglichkeiten der Polizei wie
Wegweisung und Rückkehrver-
bot auch in Fällen von Stalking er-
weitert werden. Zudem sollen
Annäherungs-, Kontakt- und Ra-
yonverbote ausgesprochen wer-
den können. Der Gesetzesnach-
trag soll es zudem künftig ermög-
lichen, die Durchführung von
Veranstaltungen mit extremisti-
schem Hintergrund zu verbieten.
Das Kantonsparlament hatte
einer entsprechenden Motion der
CVP mit grosser Mehrheit zuge-
stimmt: Der Kanton brauche eine
bessere rechtliche Grundlage, um
gegen Rechts- und Linksextre-
mismus vorgehen zu können. Die
Vernehmlassung zum Gesetzes-
nachtrag läuft bis Ende Jahr. (av)

Chefs derHerzklinikBodensee vorGericht
Betrugsvorwürfe Die Thurgauer Staatsanwaltschaft klagt drei Chefs des Herz-Neuro-Zentrums Bodensee an.

Sie hätten Patienten überteuerte Medizinalprodukte verrechnet und selber profitiert. Die Klinik wehrt sich.

Nach jahrelangen Ermittlungen
erhebt die Thurgauer Staatsan-
waltschaft Anklage gegen die
Chefs des Herz-Neuro-Zentrums
Bodensee. Die Vorwürfe: Ge-
werbsmässiger Betrug und unge-
treue Geschäftsführung mit Be-
reicherungsabsichten. Die Herz-
klinik soll zu Lasten ihrer
Patienten beziehungsweise der
Krankenkassen deutlich zu viel
für Medizinalprodukte verrech-
net haben.

Dagegen wehrt sich die Kli-
nik. Direktor Martin Costa ver-
suchte am Montagnachmittag,
am Hauptsitz in Kreuzlingen vor
Medienvertretern die Vorwürfe
zu widerlegen. «Wir sind zuver-
sichtlich, dass die Vorwürfe der
Staatsanwaltschaft vor Gericht
nicht standhalten werden.»

Im Zentrum des Verfahrens
steht die ProVentis Care Solu-

tions AG in Ägeri. Diese Handels-
firma für Medizinalprodukte
gründeten und führten drei Mit-
glieder der Geschäftsleitung der
Klinik am Bodensee selber.

«Dasentbehrt
jeglicherGrundlage»

Nicht mehr wie bis anhin direkt
beim Hersteller, sondern über
die Firma ProVentis bezog das
Herz-Neuro-Zentrum rund 25
verschiedene Medizinalproduk-
te. Gemäss Medienberichten
wurden dort beispielsweise
Stents, auch Herzkatheter ge-
nannt, für das Drei- bis Vierfache
des Tarifpreises bezogen. Davon
habe schliesslich die Geschäfts-
leitung, – Martin Costa, Dierk
Maass und Antoinette Airoldi –
profitiert, lautet der Vorwurf.

«Das wurde falsch berichtet
und entbehrt jeder Grundlage»,

sagt Costa. Das Herz-Neuro-Zen-
trum habe immer zu Marktprei-
sen eingekauft. «Fakt ist, dass nie
Medizinalprodukte zu überteuer-
ten Preisen von ProVentis bezo-
gen wurden.» Im Gegenteil:
Dank dieser zwischengeschobe-
nen Handelsfirma hätten die Pro-
dukte beim Hersteller günstiger
eingekauft werden können.

Im Zeitraum von Ende 2005
bis 2011 beliefen sich laut Costa
die Einsparungen der Klinik auf
schätzungsweise rund zwei Mil-
lionen Franken. Von der ProVen-
tis hätten auch die Patienten und
die Krankenkassen profitiert. Das
würden ein in Auftrag gegebenes
Rechtsgutachten und die Ein-
schätzung einer Krankenkasse
bestätigen. «Es liegt weder in
strafrechtlicher noch in versiche-
rungsrechtlicher Hinsicht eine
Verfehlung vor», sagt Costa. An-

ders sieht das die Thurgauer
Staatsanwaltschaft. Nach «sehr,
sehr umfangreichen Untersu-
chungen und Ermittlungen ist am
12.Oktober Anklage erhoben
worden», sagt Marco Breu, Me-
diensprecher der Staatsanwalt-
schaft. Rund 40 Bundesordner
an Akten seien dabei angefallen.
Über diese müssen nun als nächs-
tes die Richter am Bezirksgericht
Kreuzlingenbefinden.Die Staats-
anwaltschaft will sich derzeit
nicht zum Inhalt dieses Falls äus-
sern.

Anklageverlangt
Freiheitsstrafen

Die Staatsanwaltschaft verlange
für die drei Geschäftsleitungs-
mitglieder der Klinik bedingte
Freiheitsstrafen zwischen zwei
und vier Jahren, erklärt Klinikdi-
rektor Costa. Bei ihm seien drei

Jahre gefordert, davon sechs Mo-
nate unbedingt. Im Fokus des
Verfahrens dürften auch die Ge-
winne der ProVentis stehen. Wie-
so diese nicht an die Herzklinik
weitergegeben wurden, begrün-
det der Klinikdirektor mit Richt-
linien der Steuerverwaltung so-
wie Vorgaben der Organisation
für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD).
Auch unter nahestehenden Ge-
sellschaften müssten markt-
orientierte Preise verrechnet
werden. «Der Vorwurf, dem
Herz-Neuro-Zentrum hätte der
Preisvorteil von ProVentis weiter-
gehend zugestanden, entbehrt
schon aus steuerrechtlichen
Überlegungen jeglicher Grundla-
ge», sagt Costa.

SilvanMeile
silvan.meile@thurgauerzeitung.ch

IHK ist gegen
SVP-Initiative

Parolen Die Industrie- und Han-
delskammer (IHK) St.Gallen-Ap-
penzell empfiehlt ein Nein zur
«Selbstbestimmungs-Initiative»,
über die das Volk am 25.Novem-
ber abstimmt. Die Initiative stel-
le für die Wirtschaft wichtige
internationale Verträge in Frage.
Diese seien aber gerade für die
exportstarke Ostschweiz überle-
benswichtig. Die Ja-Parole fasste
der IHK-Vorstand zur Organisa-
tionsreform der St.Galler Berufs-
schulen, über die am selben
Datum abgestimmt wird. (av)
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